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Beklagter und Revisionskläger.

Der 8„ Senat des Bhndessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 45. Dezember 1977

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen vom 15. März 1977 geändert.

Die Klage wird abgewiesen, soweit der Beklagte verurteilt

werden ist, der Klägerin 55,57 DM (Verwaltungskostenanteil)

zu zahlen. Im übrigen wird die Revision zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

I.

Streitig ist die Verpflichtung des Beklagten,der Klägerin

die Aufwendungen für Pflegekrankengeld (% 185 c Reichs-

versicherungsordnung -RVO-) zu ersetzen, das sie an die

Mutter eines unfallverletzten Kindes gezahlt hat.

Der 1968 geborene Michael M (M) hatte am 4. November 1974

während des Aufenthalts in einem Kindergarten einen bei dem

Beklagten als Träger der gesetzlichen Unfallversicherung

versicherten Unfall erlitten (@ 559 Abs 1 Nr 14 Buchst a RVG).

Nach Beendigung des von dem Beklagten eingeleiteten

stationären berufsgenossenschaftlichen Heilverfahrens am

29. November 1974 hatte die berufstätige und bei der
Klägerin krankenversicherte Mutter des M diesen zu Hause

gepflegt. Die Klägerin hatte ihr für 5 Tage, nämlich für die

Zeit vom 2. bis 6. Dezember 1974 ein Pflegekrankengeld in

Höhe von 13,67 DM täglich gezahlt (@ 185 c Abs 1 und 2 RVG).

Für die weitere Dauer der Pflege bis zum 24. Januar 1975

hatte der Beklagte der Mutter des M ein sog Pflegekranken-

geld gewährt.

Die auf Ersatz von 101,72 DM (Pflegekrankengeld von 68,55 DM

sowie Verwaltungskostenanteil von 53,57 DM) gerichtete Klage

hat das Sozialgericht (SG) Oldenburg abgewiesen (Urteil vom
19. Oktober 1976). Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen

hat den Beklagten auf die zugelassene Berufung unter Auf—

hebung dieses Urteils zur Zahlung des streitigen Betrages

verurteilt (Urteil vom 15. März 1977). Zur Begründung hat

es unter anderem ausgeführt, die Klägerin habe nach 5 1504

RVO einen Ersatzanspruch. Dem stehe nicht entgegen, daß

sie das Pflegekrankengeld nicht unmittelbar an den Ver-

letzten erbracht habe; es sei ohne Bedeutung, ob der Ver—

letzte selbst bei ihr krankenversichert sei. Es komme allein
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auf die Identität des Versicherungsfalles an. Der eine

Leistungspflicht des Beklagten auslösende Unfall habe die

Verpflichtung der Klägerin zur Zahlung des streitigen Pflege—

krankengeldes mit der Wirkung nach sich gezogen, daß ihr dies

von der Beklagten zu ersetzen sei. Falls aber 5 1504 RVO

nicht direkt als Anspruchsgrundlage anzusehen sei, sei die

Klage aufgrund einer entsprechenden Anwendung dieser Vor—

schrift, zumindest aber nach den Grundsätzen des öffentlich—

rechtlichen Ersat2anspruchs « und zwar auch hinsichtlich des

Verwaltungskostenanteils — begründet.

Der Beklagte hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt.

Er meint, die direkte oder auch die entsprechende Anwendung

des 5 1504 RVO scheitere daran, daß das in der gesetzlichen

Unfallversicherung anspruchsberechtigte Kind nicht zu den

Versicherten iS dieser Vorschrift gehöre. Es fehle auch ein

auftragsähnliches Verhältnis iS des 5 1510 RVO, da das

Dritte Buch der RVO ein Pflegekrankengeld nicht kenne. Die

streitige Leistung der Klägerin sei nur im Rahmen der

— subsidiären — Familienhilfe (@ 205 Abs 1 RVO) an den ver-
sicherten Unterhaltspflichtigen erfolgt. Für die Geltend—

machung eines allgemeinen öffentlich-rechtlichen Ersatz—

anspruchs sei hier kein Raum, da dieser eine rechtsgrundlose

Leistung der Klägerin voraussetze; diese habe das Pflege—

krankengeld aber aufgrund gesetzlicher Verpflichtung (@ 185 c

Abs 1 RVG) gezahlt° Die Leistung nach 5 185 c RVG sei auch

nicht dem Pflegegeld nach 5 558 RVO vergleichbar° Keines-

falls aber sei der Beklagte verpflichtet, Verwaltungskosten

zu erstatten.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG Niedersachsen vom
15. März 1977 aufzuheben und die Klage

abzuweisen.
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Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Es entspreche der durch 5 1504 RVO bezweckten interessen-

gerechten Kostenaufteilung zwischen dem Krankenversicherungs—

träger und dem Unfallversicherungsträger, daß die hier

streitigen Aufwendungen von dem Beklagten getragen würden.

Die Zahlung des Pflegekrankengeldes sei durch den Unfall des

verletzten Kindes bedingt gewesen.

II.

Die zulässige Revision ist nur teilweise begründet. Das

LSG hat den Beklagten im Ergebnis zu Recht zum Ersatz des

Pflegekrankengeldes (% 185 c RVO nF) verurteilt.

Die Revision führt allerdings zutreffend aus, daß die

Klägerin ihren Anspruch entgegen der Ansicht des LSG weder

unmittelbar auf 5 1504 Abs 1 EVO noch auf einen allgemeinen

öffentlich-rechtlichen Ersatzanspruch stützen kann. Nach

5 1504 Abs 1 BVG idF des Unfallversicherungs-Neuregelungs-

gesetzes (UVNG) vom 50. April 1965 (BGBl I 241) hat, wenn

eine Krankheit Folge eines Arbeitsunfalles ist, der Träger

der Unfallversicherung dem Träger der gesetzlichen Kranken-

versicherung, bei dem der Verletzte versichert ist, die
Kosten mit Ausnahme des Sterbegeldes zu erstatten, die nach

Ablauf des 18. Tages nach dem Arbeitsunfall entstehen.

Diese Vorschrift bezieht sich nach ihrem Wortlaut nur auf

den Ersatz der Kosten, die einer Krankenkasse durch die

Leistungen an den Verletzten selbst entstanden sind, der

bei ihr als einem Träger der gesetzlichen Krankenversicherung

"versichert" ist (BSGE 59, 24, 25). Die direkte Anwendung

des 5 1504 Abs 1 BVG erfordert demnach sowohl, daß der
Unfallverletzte Leistungsempfänger der Krankenkasse ist,

als auch, daß er bei dieser versichert ist. Beides war

_5_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5-

hier nicht der Fall, denn die Klägerin zahlte das streitige

Pflegekrankengeld an die nicht verletzte Mutter des unfall-

verletzten Kindes, das bei ihr nicht selbst, sondern nur

nach 5 205 Abs 1 RVG über seine Mutter bei der Klägerin mit—
versichert war.

Die Klägerin kann ihre Aufwendungen auch nicht nach den

Grundsätzen des allgemeinen öffentlich—rechtlichen Ersatz—

anspruchs geltend machen. Dieser setzt entweder voraus, daß

die Klägerin rechtsgrundlos, dh ohne Anspruch des Leistungs—

empfängers, gezahlt hätte (vgl BSGE16, 454, 156, 16, 222,
225 f; 56, 45, 44), oder daß sie im Verhältnis zum Beklagten

nur nachrangig leistungsverpflichtet gewesen wäre (vgl

Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Stand April

1977, Band III S 750 g). Beides war hier nicht der Fall, denn
die Klägerin erfüllte mit der Zahlung des Pflegekranken—

geldes einen nach @ 185 c RVG primär gegen sie selbst ge—

richteten Anspruch der Leistungsempfängerin.

Dem LSG ist aber darin beizupflichten, daß die Klägerin auf-

grund einer entsprechenden Anwendung des 5 1504 Abs 1 RVG

den Ersatz des tatsächlich gezahlten Krankenpflegegeldes

verlangen kann° @ 1504 RVG regelt die Risiko— und damit
Kostenverteilung zwischen den Trägern der Unfallversicherung

und der Krankenversicherung anläßlich von Arbeitsunfällen.

Aufgrund dieser Vorschrift soll ein Ausgleich für die Vor—

leistungspflicht der Krankenkassen in Versicherungsfällen

herbeigeführt werden, die zwar auch ihre Leistungspflicht

gegenüber den Versicherten begründen, aber dem Risikobereich

der Unfallversicherung zuzurechnen sind. Der Wortlaut des

5 1504 Abs 1 RVG, der auf die Personenidentität zwischen dem

Unfallverletzten und dem krankenversicherten Leistungs—

empfänger abstellt, beruht auf der engen Verknüpfung dieser

Vorschrift mit 5 565 Abs 1 RVG, wie sie vom Gesetzgeber
bei der Schaffung des UVNG gesehen worden ist. Die mit der

sich aus dieser Vorschrift ergebenden Vorleistungspflicht
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der Krankenkassen verbundene finanzielle Belastung soll durch

Beteiligung des aus Anlaß des Arbeitsunfalls leistungsver-

pflichteten Unfallversicherungsträgers ausgeglichen werden

(BT—Drucks IV/120 S 56 zu 5 565 letzter Abs; vgl auch BSGE

54, 85, 86; 59, 24, 25). Da aber in @ 565 Abs 1 EVO nur die

Leistung der Krankenkasse an den Verletzten selbst geregelt

zu werden brauchte, denn diese Vorschrift war in Ziff II

des 2° Abschnitts der Allgemeinen Vorschriften der Unfall-

versicherung unter der Überschrift "Maßnahmen zur Wieder-

herstellung der Erwerbsfähigkeit, zur Berufshilfe und zur

Erleichterung der Verletzungsfolgen" eingegliedert (vgl

BGBl 1965 I S 241, 250), bestand für den Gesetzgeber auch

kein Anlaß, in 5 1504 Abs 1 EVO für andere als die für den
Verletzten selbst aufgewendeten Kosten der Krankenkasse

eine Ersatzverpflichtung des Unfallversicherungsträgers zu

regeln. Der hier zu entscheidende Sachverhalt, daß die

Krankenkasse aus Anlaß eines Arbeitsunfalls Leistungen an
einen versicherten Dritten zu erbringen hat, war im damaligen

Gesetzgebungsverfahren nicht zu berücksichtigen, 5 185 c EVO

ist erst durch das Gesetz zur Verbesserung von Leistungen in

der gesetzlichen Krankenversicherung (Leistungsverbesserungs—

gesetz) vom 19. Dezember 1975 (BGBl I, 1925) neu geschaffen

und in die EVO eingefügt worden.

Nach Sinn und Zweck des 5 1504 Abs 1 EVO ist der Unfall—

versicherungeträger auch zum Ersatz des Pflegekranken—

geldes verpflichtet. Wie sich aus der Begründung des

Entwurfs zum UVNG (zu 5 1504 EVO) ergibt, sollte durch diese

Vorschrift erreicht werden, daß die Lasten aus Unfallschäden

in erster Linie von den Unternehmern über die gesetzliche

Unfallversicherung getragen werden‘ Die Versicherten sollten

über die Krankenversicherungsbeiträge nur "zu bescheidenen
Anteilen an den Lasten der Unfallversichérung" beteiligt

werden (BT—Drucks IV/12O S 78 zu Art 2 Nr 7—11), Inwieweit
die Krankenversicherung zur Kostentragung aus Anlaß eines

Arbeitsunfalls verpflichtet sein soll, ist deshalb in
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5 1504 Abs 1 RVO ausdrücklich und abschließend durch eine

zeitliche Begrenzung (bis zum Ablauf des 18. Tages nach dem

Arbeitsunfall) und die Aufzählung nicht erstattungsfähiger

Kosten geregelt. Soweit die Krankenkasse darüber hinaus

Leistungen erbracht hat, soll sie vom Unfallversicherungs-

träger Ersatz verlangen können. Da @ 1504 Abs 1 RVO einer

Risikoverteilung in bezug auf die Kostentragung dient, kann

es keine Rolle spielen, ob die Krankenkasse Leistungen an den
versicherten Unfallverletzten selbst oder an eine dritte,

bei ihr versicherte Person erbracht hat, wenn Anlaß hierfür

ein Arbeitsunfall war. Letzteres trifft auf das hier streitige

Pflegekrankengeld zu, denn die seine Zahlung auslösende Er—

krankung des pflegebedürftigen Kindes beruhte auf einem

Arbeitsunfall (@ 559 Abs 1 Nr 14 a RVO). Das von der gesetz—

lichen Unfallversicherung zu tragende finanzielle Risiko

umfaßt bei dem Unfall eines hierdurch pflegebedürftig ge-
wordenen Kindes dann auch die durch die Pflege entstehenden

Kosten zumindest in dem Umfang, wie die versicherte Pflege-

person - begrenzt auf Vater oder Mutter (5 205 Abs 2 RVG) —
durch @ 185 c RVO einen gesetzlichen "Krankengeldanspruch"

erhält.

Seit dem Inkrafttreten dieser Bestimmung, die im Grunde keine

Krankengeldzahlung im eigentlichen Sinne, sondern eine Ver-

dienstausfallregelung darstellt (vgl BT-Drucks 7/57? S 1, 2,
5; Protokoll der 55. Sitzung des Deutschen Bundestages

S 1825 (Ausführungen der Abgeordneten S
_,

) sowie S 1850

(Ausführungen der Bundesministerin Dr. F ) und deshalb

- jedenfalls nach bisherigem Verständnis — nicht unbedingt

in den Aufgaben— bzw Leistungsbereich der gesetzlichen

Krankenversicherung gehört, kann für eine Ersatzverpflichtung

des Trägers der Unfallversicherung nach 5 1504 Abs 1 RVOnicht
mehr die Personenidentität zwischen dem Verletzten und dem

krankenversicherten Leistungsempfänger maßgeblich sein (aM

Lauterbach, Unfallversicherung, }, Aufl Anm 10 k zu 5 1504;

Titze Sozialversicherung 1975, 255 f). Wenn der Gesetzgeber
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die Leistungspflicht der Krankenkassen aus zwingenden sozialen

Gründen in angemessenem, gleichwohl aber beschränktem Umfang

erweitert hat, dann besteht kein Grund dafür, daß die

Krankenkasse entgegen der für andere Leistungen geltenden

allgemeinen— Ausgleichsregelung mit den Kosten des Pflege—

krankengeldes, die aus Anlaß eines Arbeitsunfalls angefallen

sind, belastet bleibt. Auch ist nicht ersichtlich, daß bei

der „Neuschaffung des % 485 c EVO die Risikoverteilung

zwischen den Trägern der Krankenversicherung und der Unfall—

versicherung verändert werden sollte.

Die hier vertretene Auffassung wird durch die gesetzes—

systematische Einordnung des Pflegekrankengeldes gestützt.

Der Gesetzgeber bezeichnet es als "Krankengeld". Dieses

gehört zu dem Teil der Krankenpflege (% 482 Abs 4 Nr 2 RVG),

der in 5 4504 Abs 4 Satz 2 RVG von der Ersatzverpflichtung

ausdrücklich nicht ausgenommen worden ist° Hieran hat sich

auch durch die Neufassung des 5 4504 Abs 4 EVO durch Art 4
5 4 Nr 58 des Krankenversicherungs«Kostendämpfungsgesetzes

„(KVKG) vom 279 Juni 4977 (BGBl I, 4069, 4079) nichts geändert.

Seit dem Inkrafttreten dieser Neufassung am 40 Juli 4977

(Art 2 5 47 Abs 4 KVKG) sind die Kosten der Krankenhaus-
pflege den Krankenkassen bereits vom 4. und nicht erst nach

Ablauf des 48° Tages zu erstatten„ Die Ausgleichsverpflichtung

der Berufsgenossenschaften und damit der von der Unfallver—

sicherung zu tragende Risikobereich sind durch die Neu—

fassung demnach zugunsten der Krankenversicherung erweitert

worden° Hieraus muß auf den Willen des Gesetzgebers ge—
schlossen werden, die von den Krankenkassen aus Anlaß von

Arbeitsunfällen aufzuwendenden Kosten in einem eng be—

grenzten Umfang zu halten und weiterhin einzuschränken„

In diesem Rahmen hält sich auch die vom Senat für richtig
gehaltene entsprechende Anwendung des 5 4504 Abs 4 BVD auf

den Ersatz von Pflegekrankengeldo

Wenn letzteres auch als Krankengeld bezeichnet worden ist,

so ist doch seine enge Verbindung mit der Familienhilfe iS
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der 55 205 ff EVO nicht zu verkennen. Zum einen verweist 5 185

c Abs 1 EVO ausdrücklich auf 5 205 Abs 2 EVO, zum anderen ist

der hier für die Leistungsverpflichtung der Krankenkasse

maßgebliche Lebenssachverhalt wie bei der Familienkranken—

hilfe die Erkrankung eines unterhaltsberechtigten Familien—

angehörigen (vgl Gerlach, WZS 1974, 49, 65; Peters, Handbuch

der Krankenversicherung, Stand Juni 1977, Anm 1 5 185 0).

Hinsichtlich der Familienkrankenpflege hat der 2. Senat des

Bundessozialgerichts (BSG) im Urteil vom 18. Dezember 1974
(BSGE 39, 24 ff) eine Erstattungsverpflichtung der Träger der

Unfallversicherung bejaht. In dem vom 2. Senat entschiedenen

Fall war das unfallverletzte Kind ebenfalls — Wie auch im hier

vorliegenden Rechtsstreit — nicht selbst Mitglied der leisten—

den Krankenkasse gewesen; gleichwohl war der Kasse ein

Ersatzanspruch zugesprochen worden. Zwar unterscheidet sich

die Rechtslage hier von der dort zu beurteilenden insoweit,

als das verletzte Kind nicht nur kein Mitglied der Klägerin

ist, sondern auch keine (eigenen) Leistungen von ihr er-

halten hat. Ferner ist der Anspruch auf Pflegekrankengeld

nach 5 185 c EVO nicht subsidiär wie derjenige auf Familien-

krankenhilfe nach 5 205 Abs 1 EVO. Letzteres ist aber gerade

der Grund dafür, daß hier $ 1504 Abs 1 EVO entsprechend an—
zuwenden ist, woran sich der 2. Senat wegen der Subsidiarität

der Familienkrankenhilfe gehindert sah. Er führt dazu aus,

5 1504 Abs 1 EVO setze voraus, daß bei einem Arbeitsunfall

grundsätzlich die Leistungspflicht sowohl des Trägers der
Krankenversicherung als auch der Unfallversicherung bestehe

(aaO S 25)° Das ist hier<br Fall. Deshalb ist es aus dem

Gesichtspunkt der Eisikoverteilung für das gefundene Ergebnis

ohne Bedeutung, daß das unfallverletzte Kind nicht kranken-

versicherter Leistungsempfänger war. Maßgeblich ist allein

die ursächliche Verknüpfung der Leistung mit dem von dem

Beklagten zu entschädigenden Unfallereignis.

Für die Begründetheit des Ersatzanspruchs spielt es keine

Rolle, ob der Unfallversicherungsträger nach Gesetz oder
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Satzung selbst zu den von der Krankenkasse gewährten Leistungen

verpflichtet war. Der Leistungsanspruch des Verletzten gegen

den Unfallversicherungsträger ist von dem Ersatzanspruch der

Krankenkasse zu unterscheiden. Allein maßgeblich ist, ob der

Unfallversicherungsträger überhaupt zur Entschädigung aus

Anlaß des auch die Leistungen der Krankenkasse auslösenden

Unfalls verpflichtet ist. Ist das der Fall, kann die Kranken—

kasse die Aufwendungen ersetzt verlangen, die sie gemäß Gesetz

und Satzung erbracht hat, mit Ausnahme der in 5 4504 Abs 4

ausdrücklich ausgenommenen (BSGE 52, 466; 55, 69). Beschränkt

% 4504 Abs 4 EVO die Ersatzpflicht der Träger der Unfallver—
sicherung nicht auf die unmittelbar auf Gesetz beruhenden

Regelleistungen (5 479 Abs 4 und 2 EVO), sondern sind dem
Krankenversicherungsträger auch die Leistungen zu ersetzen,

die er auf Grund seiner Satzung als Mehrleistungen (@ 479

Abs 5 EVO) zu erbringen hat (vgl BSG SozR Nr 8 zu 5 4504

RVO)‚dann kann das Pflegekrankengeld - eine auf Gesetz be-

ruhende Leistung — um so weniger von der Ersatzverpflichtung

ausgenommen werden. Selbst wenn deshalb der Beklagte zur
Gewährung von dem Pflegekrankengeld vergleichbaren Leistungen

nicht verpflichtet wäre, wäre der Ersatzanspruch der Klägerin

begründet. Im übrigen hat hier aber der Beklagte ab
7. Dezember — also im unmittelbaren Anschluß an die Klägerin —
entsprechende Leistungen erbracht. Denn das LSG hat fest—

gestellt, daß er der Mutter des verletzten Kindes vom

7. Dezember 4974 bis 24. Januar 4975 unter Bezugnahme auf
5 565 RVG ein sog Krankenpflegegeld gezahlt hat (vgl hierzu

auch Ziff II der von der Bundesarbeitsgemeinschaft der Unfall-

versicherungsträger der öffentlichen Hand herausgegebenen

"Grundsätze über die Gewährung von Leistungen aus der gesetz—

lichen Unfallversicherung bei häuslicher Pflege, Betreuung

oder Beaufsichtigung eines unfallverletzten Kindes", abge—

druckt als Anlage zum Rundschreiben VB 47/75 des Hauptver—

bandes der gewerblichen Berufsgenossenschaften vom 26. März

4975; sowie jetzt die Neufassung dieser "Grundsätze", abge-

druckt bei Lauterbach, aaO Anm 6 zu 5 569 a S 442/25 — 25,
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deren Anwendung auch im Bereich der gewerblichen Berufsge—

nossenschaften ausdrücklich empfohlen wird). Nach diesen Grund—

sätzen sollen derartige Geldleistungen zwar entfallen, so-
lange ein Anspruch gegen eine Krankenkasse nach 5 485 c RVO

besteht (vgl Ziff II Nr 4 der "Grundsätze"). Das kann - abge—

sehen von der Frage der rechtlichen Wirkung dieser Grund-

sätze — hier aber keine Rolle spielen, da nach dem Ausge—

führten der Ersatzanspruch der Krankenkasse mit dem Leistungs-

anspruch gegen den Unfallversicherungsträger nicht identisch

zu sein braucht.

Nach alledem kann die Klägerin von dem Beklagten Erstattung

des hier streitigen Pflegekrankengeldes verlangen. Gegen

die Höhe dieser Kosten hat der Beklagte während des Rechts—

streits nichts eingewendet und auch die entsprechenden Fest—

stellungen des LSG nicht gerügt.

Zu Unrecht begehrt die Klägerin darüber hinaus jedoch den
Ersatz eines Verwaltungskostenanteils von 55,57 DM. Sie stützt

diesen Ersatzanspruch offenbar (vgl "Abrechnung des Erstattungs-

anspruchs" auf Bl 48 der Verwaltungsakten der Beklagten) auf

die Verwaltungsvereinbarung vom 28. Juni 4965 (idF vom

50. Januar 4975) iVm den für die folgende Zeit vereinbarten

erhöhten Grundbeträgen (abgedruckt bei Lauterbach aaO Anm 26

zu 5 560 S 567 ff). Diese Vereinbarung bezieht sich jedoch

nach ihrem ausdrücklichen Wortlaut nur auf die "Berechnung

und Auszahlung des Verletztengeldes" (jetzt Ubergangsgeld)

nach 55 560—562, 565 Abs 2 EVO, diexmn1den Krankenkassen über—

nommen wird. Nur auf diese "Auftragstätigkeit" bezieht sich

auch Abschn III der Vereinbarung, wonach den Krankenkassen

"zur Abgeltung der durch die Auftragstätigkeit entstehenden

Verwaltungskosten und Zinsverluste" bestimmte Grund- und

Prozentbeträge "als Entschädigung" gezahlt werden.

Dieser Vergütungsanspruch hat seine gesetzliche Grundlage

in 5 4504 EVO. Danach sind die Krankenkassen verpflichtet,
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die Träger der Unfallversicherung bei der Durchführung der

Unfallversicherung gegen angemessene Entschädigung zu unter-

stützen (Lauterbach aaO Anm 29 zu 5 560 S 571). Das gleiche

gilt im Ergebnis für die Vereinbarung über den Ersatz von

Verwaltungskosten in den Fällen des 5 1510 EVO vom
27. September 1965 in der jeweils gültigen Fassung (vgl

Lauterbach aaO Anm 7 zu 5 1510 S 1578/1, 1579). Das sind

Fälle, in denen der Träger der Unfallversicherung eine

Krankenkasse beauftragt, die ihm obliegenden Leistungen

an den Verletzten und seine Angehörigen in dem Umfang zu
gewähren, den er für geboten hält. Hier ist der Unfallver—

sicherungsträger nach 5 1510 Abs 2 BVD verpflichtet, dem

Beauftragten, dh der beauftragten Krankenkasse, die aus

dem Auftrag erwachsenen Aufwendungen zu ersetzen.

Bei dem hier zu erstattenden Pflegekrankengeld des 5 185 c

RVO handelt es sich aber weder um eine (verwaltungsmäßige)

"Unterstütnnuf des Unfallversicherungsträgers noch um eine

"Auftragsleistung", sondern um eine der Krankenkasse nach

dem Recht der gesetzlichen Krankenversicherung obliegende

eigene Leistung, die der Unfallversicherungsträger auf

Grund seiner nicht auf seine eigene Leistungsverpflichtung

beschränkten Erstattungspflicht der Krankenkasse zu er—

setzen hat. Diese "Kosten" iS von 5 1504 Abs 1 BVG umfassen

daher keine anteiligen Verwaltungskosten. So enthält zB

auch die Verwaltungsvereinbarung vom 50, November 1975 he-

treffend Ausgleich der Kosten wegen irrtümlich gewährter

Familienkrankenpflege (abgedr bei Lauterbach aaO Anm 10

zu 5 1504 S 1565) keine Bestimmungen über den Ersatz von
Verwaltungskosten„ Ebenso regelt die Vereinbarung vom
50. Mai 1969 in der ab 1° Januar 1975 geltenden Fassung

vom 50. Januar 1975 (abgedr bei Lauterbach aaO Anm 5

zu 5 1509 a S 1575) nur den Kostenersatz nach 5 1509 a RVG
für die Tätigkeit des Durchgangsarztes oder Beratungsfach—

arztes bei kassenärztlicher Behandlung, enthält jedoch

nichß über (zusätzliche) Verwaltungsunkosten. Schließlich ist
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der Ersatz von Verwaltungskosten in den "Gemeinsamen Er—

läuterungen" idF vom 29. April 4975 (abgedr bei Lauterbach

aaO Anm 26 zu 5 560 S 568/1 ff) lediglich unter Nr 7 in be—

sonderen Fällen, nämlich bei der Berechnung und Auszahlung des

Übergangsgeldes und in Verbindung mit Abschn III der Ver—
waltungsvereinberung vom 28. Juni'965 in der jeweils geltenden

Fassung behandelt. Auch aus den genannten Verwaltungsver-

einbarungen ist zu entnehmen, daß eine Erstattung der von der

Klägerin beanspruchten (pauschalen) Verwaltungskosten hier

mangels einer besonderen Vereinbarung nicht in Betracht kommt.

Der Klaganspruch ist daher nur in Höhe des tatsächlich ge-
zahlten Pflegekrankengeldes begründet. Im übrigen, dh hin—

sichtlich des Ersatzes von zusätzlichen Verwaltungskosten,

war das Urteil des LSG zu ändern und die Klage insoweit

abzuweisen.

Die Kostenentscbeidung folgt aus 5 195 Abs 4 Sozialgerichts—

gesetz.
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